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Einleitung 

Das Recht der Kirchenmitgliedschaft gilt als eine der schwierigsten Materien 
des Kirchenrechts. I Wie in kaum einem anderen Rechtsgebiet des Kirchen-

rechts treffen in diesem Bereich theologische Fragestellungen wie vor allem 
Fragen der Ekklesiologie, der Taufe und des evangelischen Bekenntnisstandes 
mit innerkirchenrechtlichen und staatskirchenrechtlichen Fragen, vor allem des 
Kirchensteuerrechts, Melde- und Datenschutzrechts, zusammen. 

Gerade der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft2 berührt daher neben kirchen-
rechtlichen und theologischen Fragen in erheblichem Umfang auch staatskir-
chenrechtliche Probleme. Mehr noch als der seit langem diskutierte Verlust der 
juristischen Mitgliedschaft durch Kirchenaustritt3 nach staatlichem Recht stellt 
der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft eine für das staatliche wie für das kirch-
liche Recht gleichennaßen bedeutsame Angelegenheit dar. Zugleich ist der Er-
werb der Kirchenmitgliedschaft ein Prüfstein für die theologische Legitimation 
des Kirchenrechts insgesamt, weil das Kirchenmitgliedschaftsrecht nur im Hin-
blick auf die Mitgliedschaft in einer bestimmten Kirche und deshalb hinreichend 
nur auf dem Hintergrund der kirchlichen Ekklesiologie zu verstehen ist. Die 
folgende Untersuchung versucht daher auch, eine interdisziplinäre Verbindung 
zwischen der notwendigen theologischen Grundlegung der Kirchenmitgliedschaft 
und der Beschreibung der wichtigsten Rechtsprobleme des geltenden Kirchen-
mitgliedschaftsrechts zu schaffen. 

Weil die Kirchenmitgliedschaft einerseits nach kirchlichem Recht begründet 
wird, andererseits aber auch für einige Gebiete des staatlichen Rechtskreises, vor 
allem im Schul- und Kirchensteuerrecht, entscheidende Tatbestandsvorausset-
zung ist, entstehen durch die Fortentwicklung des Kirchenmitgliedschaftsrechts 

I Vgl. die Ausführungen von OKR Dr. Hofmann bei der Einbringung des EKD-
KMitgliedG auf der 5. Tagung der 5. Synode der EKD v. 7.11.-11.11.1976 in Braun-
schweig, Berichte der Synode, Heft 28, 265 f. 

2 V gl. bereits Oeschey, AöR 55 (1929), 1-80. 
3 Vgl. dazu den Überblick bei Axel v. Campenhausen in: HdbStKR Bd. 1, 2. Auf!. 

1994,777-785; ferner Engelhardt, Austritt aus der Kirche; ders., DVBl. 1969, 18-20. 

2 Haß 
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immer wieder kirchenrechtliche und staatskirchenrechtliche Streitfragen, mit 

denen sich Rechtsprechung und Rechtslehre auseinanderzusetzen haben. Aus 

diesem Grund ist auch das Mitgliedschaftsrecht, insbesondere die EinzeIthemen 

Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft, ein wichtiger Gegenstand für das 

staatskirchenrechtliche Schrifttum4 wie auch für die Rechtsprechung5 gewor-

den. Dennoch fehlt in der Literatur bisher eine grundlegende Untersuchung des 

geltenden Kirchenmitgliedschaftsrechts mit staatskirchenrechtlichem Schwer-

punkt.6 

Die beiden großen Kirchen haben in den letzten 20 Jahren eine durchgrei-

fende Veränderung der Rechtslage im Bereich des Mitgliedschaftsrechts erlebt. 
So hat die evangelische Kirche das EKD-Kirchengesetz über die Kirchenmit-

gliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchen-

mitglieder vom 10.11.19767 (im folgenden: EKD-KMitgliedG) beschlossen, das 
am 1.1.1978 in Kraft getreten ist. Die katholische Kirche hat mit der Promulga-

tion des neuen Codex Iuris Canonici (CIC) im Jahre 1983 eine grundlegende 

Neuordnung erfahren, die sich auch auf die Grundstrukturen des katholischen 
Kirchenmitgliedschaftsrechts ausgewirkt hat. 

Die kirchenrechtliche Problematik der Kirchenmitgliedschaft ist bereits am 
Ende des 19. Jahrhunderts ein wichtiges Thema der Rechtswissenschaft ge-

4 VgI. die Zusammenstellung von Meinhold (Hrsg.), Das Problem der Kirchen-
gliedschaft heute (1979). 

5 VgI. nur OVG Lüneburg, Vrt. v. 4.5.1988 - 13 OVG A 64/86 (KirchE 26, 101) 
und Vrt. v. 28.7.1988 - 13 OVG A 30/87 (KirchE 26, 184) sowie BVerwG Vrt. v. 12.4. 
1991 - 8 C 62188 (ZevKR 36 (1991), 403; zuletzt FG Düsseldorf Vrt. v. 14.4.1994 -
I K 292190 Ki - (EFG 1994, 1071), vgI. dazu BFH Vrt. v. 18.1.1995 - I R 89/94 - = 
ZevKR 40 (1995),354. 

6 So beschränkt sich die Sammlung von Meinhold (Fn. 4) auf wichtige kirchenrecht-
liche Arbeiten der Nachkriegszeit, die vor allem den innerkirchlichen und ekklesio-
logischen Aspekt des Themas behandeln. Die einzige genuin staatskirchenrechtliche Aus-
einandersetzung mit dieser Problematik von Bäcker (Kirchenmitgliedschaft und Kirchen-
steuerpflicht, 1980) beschränkt sich auf eine Erörterung des Mitgliedschaftsrechts aus 
Sicht der Kirchensteuerpraxis und berücksichtigt lediglich die Rechtslage vor dem 
Inkrafttreten des neuen EKD-Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirch-
liche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder v. 10.11.1976. Aus 
diesem Grund ist der an einer aktuellen staatskirchenrechtlichen Orientierung über das 
Mitgliedschaftsrecht Interessierte auf die knappe Darstellung von Axel v. Campenhausen 
(Die staatskirchenrechtliche Bedeutung des kirchlichen Mitgliedschaftsrechts, in: 
HdbStKR Bd. 1,2. Auflage 1994,755-775) verwiesen. 

7 Kirchenmitgliedschaftsgesetz der EKD vom 10.11.1976 (ABI. EKD, S. 389 ff.). 
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wesen. So kann der Beginn der Erörterung des Erwerbs der Kirchenmitglied-
schaft spätestens mit den kontroversen Erörterungen von Brauns und Mejer9 

angesetzt werden. Einen weiteren Markstein in dieser Entwicklung stellen die 
umfangreichen Abhandlungen von Schoen lO und Oeschey ll dar, die den Er-

werb der Kirchenmitgliedschaft in den evangelischen Landeskirchen nach der 
Rechtslage der nach Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung erlassenen 
Kirchenverfassungen zum Gegenstand haben. 12 

Die grundlegenden Streitfragen des Kirchenmitgliedschaftsrechts haben den 
zweifachen Verfassungswechsel in Deutschland von 1919 und 1949 zunächst 
unverändert überdauert. Zurückgehend auf das zunehmende Interesse an einer 
allgemeinen theoretischen Grundlegung des Kirchenrechts 13 in der Nach-
kriegszeit hat sich die Kirchenrechtswissenschaft nach dem Zweiten Weltkrieg 
vor allem mit den theologischen Bezügen des Mitgliedschaftsrechts beschäf-

tigt. 14 

Kann die kirchenrechtliche Erforschung des Kirchenmitgliedschaftsrechts auf 
eine durchaus längere Tradition zurückblicken, so ist die staatskirchenrechtliche 
Problematik des Kirchenmitgliedschaftsrechts dagegen erst durch die Kirchen-
steuerurteile des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Dezember 1965 15 in das 
Blickfeld der Rechtswissenschaft gerückt worden. Mit der Feststellung, daß die 
"früheren Landeskirchen nicht mehr den Rechtscharakter von Gebietskörper-
schaften [haben] mit der Macht, jemanden, der in ihr Gebiet eintritt, einseitig 
ohne Rücksicht auf ihren Willen einzugliedern"16, begann der grundrechtliehe 
Aspekt der individuellen Religionsfreiheit des Art. 4 Abs.l und 2 GG als mög-
liche Schranke der staatlichen Anerkennung des kirchlichen Mitgliedsrechts in 

S 

9 
Braun, ZKR 21 (1886),401; ders., ZKR 22 (1889),322. 
Mejer, ZKR 22 (1889), 21l. 

10 Schoen, VerwArch 31 (1925), 113-160. 
11 Oeschey, AöR 55 (1929), 1-80. 
12 Neben Schoen und Oeschey ist vor allem die umfassende Darstellung von Mess, 

AöR N.F. 10 (1926), 1-123, zu nennen. 
13 Zur Grundlagendebatte im evangelischen Kirchenrecht vgl. Wehrhahn, Der Stand 

des Methodenproblems in der evangelischen Kirchenrechtslehre, ZevKR 1 (1951),55-80; 
Zusammenfassung der Debatte bei Steinrnüller. (Lit.). 

14 Vgl. vor allem die Beiträge von Liermann, Srnend, Dornhois, Grundrnann und 
Brunotte in der von Meinhold herausgegebenen Sammlung (FN. 4). 

15 BVerfG - Urt. v. 14.12.1965 (vor allem BVerfGE 19,206 ff., außerdem BVerfGE 
19,226 ff.; 19,242 ff.; 19,248 ff.; 19,253 ff.; 19,268 ff.). 

16 BVerfG - Urt. v. 14.12.1965 - 1 BvR 413,416/60 = BVerfGE 19,206 (217). 

2· 
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